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Deutſchlaud. 8 7 

Berlin, 17. Junl. Se. Maj. der König find geſtern 
Abends 8 Ude mittelſt Extrazuges von Schloß Fürſtenſtein in Ber⸗ 
lin wieder eingetroffen und nahmen heute die Vorträge des Mili⸗ 
tär- und Civll-Kabinels, ſowie die Meldungen des fommandirenden 
Generals von Volgts⸗Rheetz, des Oberſten v. Gocben, der Oberſt⸗ 
Lleutenants v. Beſſel und v. Wright entgegen. Aller höchſtdleſelben 
werden heute Nachmittag dem Rennen bei Hoppegarten beiwohnen. 

— Ihre Majeſtät die Königin in Baden-Baden empfing und 
erwiederte den Beſuch Ihrer Majeſtät der Königin von Wür- 
temberg. 

— Ueber die Reiſepläne des Königs ſchreibt die „Provlnzial⸗ 
Correſpondenz“: Nach nunmebriger weiterer Beſtlimmung gedenkt 
der König demnächſt einen Beſuch in Hannover zu machen. Die 
Abreiſe dahin wird vermuthlich am Sonntag (21.) oder Montag 
(22.) erfolgen und der Aufenthalt in der Hauptſtadt der neuen 
Provinz ſich auf zwei Tage ausdehnen. Ferner hofft der König, 
der an ihn ergangenen Einladung zur Theilnahme an der Ent- 
büllung des Lutherdenkmals in Worms am 24. und 25. Juni 
folgen zu können. Die evangeliſchen Fürſten der benachbarten 
Staaten, der König von Würtemberg und die Großberzöge von 
Baden und Hrjjen dürften der Feier gleichfalls beiwohnen (tiefe 
Nachricht wurde geſtern bereits von ofſiztöſer Seite dementirt). 
Nach dem 25. wird der König in Gemelnſchaft mit feiner von 
Baden zutückkehrenden Gemahlin noch einige Zeit auf Babelsberg 
verweilen, in der erſten Woche des Monat Jult aber dle beabſich⸗ 
tigte Badereiſe, und zwar nach Ems, antreten. 

— Der Bundeskanzler Graf v. Blemarck hat ſich am Diens- 
tag (16.) Abend nach feiner Herrſchaft Varzin in Pommern be- 
geben, um daſelbſt in ländlicher Ruhe Erholung von den anftren- 
genden Arbeiten ſeines Berufs und neue Stärkung für feine an- 
gegriffene Geſundheit zu finden. Der große Staatsmann kann ſich 
dieſe Pauſe ſeiner ſonſt rafllofen Thätlgkett mit dem Bewußtſeln 
gönnen, die großen Aufgaben für Preußen und Deutſchland, denen 
er fein Leben gewidmet hat, auch in der letzten Zeit weſentlich 
gefördert und der Erfüllung näher geführt zu haben, zugleich mit 
der Zuverſicht, daß die allgemeinen curopälſchen Verhältaiſſe und 
der ernſte Wille aller Reglerungen eine ruhige und friedliche Ent- 
wickelung für die nächſte Zeit in Aueſicht nehmen laſſen. Die 
Vertretung des Grafen Blemarck im Voiſize des Bundes- 
rathis führt ſchon ſeither der ſächſiſche Misiſter v. Frleſen, — in 


der laufenden allgemeinen Bundee verwaltung, vorbebaltlich beſon⸗ 


derer Allerböchſter Beſtimmung, der Präfident, des Bundeskanzler⸗ 
Amts Delbrück, in dem Präſtdlum des preußtſchen Staateminifte- 
tums der Finanzminlſter Schr. v. d. Heydt und vent. der Krſegs⸗ 
und Marine-Minifter v. Roon, in den Geſchäften des Miniftes 
rums der auswärtigen Angelegenheiten der Wirkliche Geheime 


Rath v. Thlle. \ 

— Für die Geſchäfteführung in den oberſten Inſtanzen des 
Ingenieurkorps ſoll dem Vernehmen nach eine Aenderung dahin 
eintreten, daß eine Trennung des Ingenicurkorps von der Inſpek⸗ 
tion der Feſtungen durchgeführt wird, und zwar derart, daß jeder 
dieſer Reſſorts einen beſonderen General-Inſpekteur in der Perſon 
eines Generals der Waffe als Chef vorgeſetzt erhält. 

— Der Andrang zum einjährigen freiwilligen Militärbienfle 
bei den Garbe-Regimentern iſt gegenwärtig ein jo großer, daß dem 
beabſichtigten Eintritt mindeſtens eine ſechs monatliche Anmeldungs- 
frift vorangehen muß, wenn die ſich Meldenden nicht zurückgewieſen 
werden wollen. Bekanntlich ift die Z hl der Freiwilligen bei jedem 
Bataillon auf eine beſtimmte Stärke bemeſſen. 

Berlin, 17. Juni. (Norddeutſcher Reichstag.) 25. Sitzung. 
Anweſend find Anfangs 65 Mitglieder. Am Tiſch der Kommiſſarien: Del- 
brück, Jachmann u. A. Löwe und Harkort interpelliren den Bundes» 
rath: „Beabſichtigt er, ein Geſetz zum Schutz der deutſchen Auswanderer in 
den Häfen des norddeutſchen Bundes und auf den demſelben angehörigen 
Schiffen vorzulegen und welche Maßregel hat er ergriffen, um dieſen Schutz 
bis zum Erlaß des Geſetzes auszuüben? — Als Antwort geht Präſident 
Delbrück auf die beklagenswerthen Erſcheinungen auf den Auswanderer⸗ 
ſchiffen zurück, weiſt auf Artikel 4 der Bundesverfaſſung und auf das Ein⸗ 
ſetzen der bekannten Unterfuhungs-Kommilfton, ſowie deren Thätigkeit bin, 
welche in einem ausführlichen Bericht mitgetheilt iſt. Dieſer Bericht er⸗ 
ſtreckt ſich über die geſetzlichen Verhältniſſe und faßt auch die administrative 
Seite ins Auge. Das dieſultat aller gethanen Schritte iſt noch nicht be⸗ 
kannt; die Vorſchläge der Kommiſſionen find in den Ausſchüſſen des Eun⸗ 
desraths und werden binnen Kurzem zum Austrag kommen. Es iſt nicht 
ſo leicht, die geſetzliche Seite zu regeln, da die norddeutſche Geſetzgebung 
mit der amerikaniſchen Hand in Hand gehen muß. In dieſer Seſſion wird 
ein Geſetzentwurf nicht vorgelegt werden können, hoffentlich wird dies in 
der nächſten Seſſion geſchehen. — Auch die Interpellation des Abg. Schul ze: 
Ob und welche Einleitungen Seitens des Bundesrats in Bezug auf den 
Wegfall der mecklenburgiſchen und lauenburgiſchen Tranſitzöͤlle, bei dem 
nahe bevorſtehenden Eintritt beider Länder in den Zollverein getroffen ſind, 
und zweitens: welcher Termin für dieſen Eintritt und den damit ſelbſtver⸗ 
ſtändlich verbundenen Wegfall der Zölle vom Bundesrath in das Auge ge- 
faßt iſt?“ beantwortet Präſident Delbrück ſoſort dahin: Was die lauen⸗ 
burgiſchen Tranſitzölle angeht, jo werden fie allerdings ſeit dem 1. Januar 
nicht mehr erhoben und wenn Herr Schulze eine hierüber erlaſſene Be⸗ 
kanntmachung vermißt, fo mache ich darauf auf merkſam, daß in der in Lauen⸗ 
burg wegen des am 5. Jaunar zu erfolgenden Eintritts in den Zollverein 
Ende Dezember erlaſſenen Verordnung ausdrücklich auf den Wegfall der 
Trauſitzölle hingewieſen worden iſt, obgleich in der Geſetzgevung des Zoll⸗ 
vereins die Erhebung von Tranſitzöllen verboten iſt. Was die mecklenbur⸗ 
giſchen Tranſitzölle angeht, ſo habe ich Dem, was ich in der letzten Seſſion 
geſagt, nichts hinzuzuſetzen. Die Situation hat ſich allerdings verändert, 
da die früheren Hinderniſſe für den Eintritt Mecklenburgs in den Zollver 
ein nicht mehr beſtehen. Der Anſchluß iſt nahe bevorſtehend, den Termin 
kann ich aber nicht angeben und ich mochte durch mein Stillſchweigen nicht 
den Glauben erwecken, als nehme ich den 1. Juli als dieſen Zeitpunkt au. 
— Das Geſetz betreffend die Bundesanleihe wird in der Schlußberathung 
ohne Debatte definitiv genehmigt. — Es folgt die Fortſetzung der Vor⸗ 
berathung des Budgets, und zwar zunächſt des Marine Etats. — Kontre- 
Admiral Jachmann relapitulitt die Ziffern und verweiſt auf die Aus⸗ 
führungen des Präſidenten Delbrück nach Annahme des Bundesanleihe⸗ 
geſetzes. Der Etat ſchließe ſich im Allgemeinen dem vorjährigen, die ge- 
ringen Anderungen beſtänden darin, daß 20 neue Offizierſtellen kreirt, die 


Zahl der, Matroſen um 200, die Werftdiviſton um 100 Mann vermehrt 
und eine neue Kompagnie Seeſoldaten errichtet ſei. Die Poſition für 
Lootſen- und Betonnungsweſen ſei dadurch erhöht, daß die auf das Jade ⸗ 
gebiet hierfür fallende Rate, die früher im Etat der Verwaltung des Jade⸗ 
gebiets geſtanden, für 1869 auf den Bundesmarine Etat übertragen ſei. — 
Abg. Roſt hält es für bedenklich, bei dem noch fortdauernd Kampf zwi⸗ 
ſchen Artillerie ued Panzer augenblicklich bedeutende Ausgaben für Panzer⸗ 
ſchiffe zu machen. ; 

Bundeskommiſſar Jachmann: Die Marine-Berwaltung hat ein auf 
merkſames Auge auf die Erfahrungen und Anſichten, die ſich bezüglich der 
Schiffspanzer Bahn brechen. Die Panzerſchiffe, welche wir haven, ent⸗ 
ſprechen vollkommen den Anforderungen, die man heute an dieſelben zu 
ſtellen berechtigt iſt; der „König Wilhelm“ iſt ſogar das ſtärkſte Schiff, das 
irgendwo ſchwimmt. Es wird hierauf die Spezialdebatte über die laufen ⸗ 
den Ausgaben eröffnet. Dieſelben ſtellen ſich für das Marine⸗Miniſterium 
auf 71,850 Thlr. Hierzu beantragt der Abg. Bockum⸗Dolffs, die be⸗ 
ſtimmte Erwartung auszuſprechen: es werde im Etat für 1870 das Gehalt 
des Marine⸗Miniſters in Anſatz gebracht, auch die Stelle ſelbſt alsdann 
nicht ferner mit der des gruß Kriegsminiſters kombinirt, fondern 
ſelbſtſqändig beſetzt werden. — Präſident Delbrück bittet, den Antrag an 
dieſer Stelle abzulehnen, da er mie der geſammten organiſchen Entwickelung 
des Bundes zuſammenhänge. Der Antrag des Abg. Bodum ⸗Dolffs wird 
hierauf mit großer Majorität abgelehnt. Für Verwaltungs » Behörden ver- 
langt der Etat 44,250 Thaler, für Militärperſonal 910,512 Thaler. In⸗ 
dienſthaltung der Fahrzeuge 6 Thlr. Tweſten ſetzt voraus, daß, 
nachdem jetzt die Möglichkeit zur Realiſirung der Anleihe gegeben ſei, die 
Indienſtſtellung der Schiffe in der Art geſchehen werde, wie im Ordinarium 
des Etats für 1808 . rden. Präſident Delbrück beſtätigt dies. 
Abg. Harkort findet, daß die Koſſen für die Verwaltung und für den Be⸗ 
trieb der Werſte zu einander in keinem richtigen Verhältniß ſtehen; die 
letzteren ſeien gegen die erſteren zu niedrig bemeſſen. — B.⸗& Jachmann: 
Der Vorwurf iſt unbegründet, da für den Betrieb im Extraordinarium 
noch eine bedeutende Summe ausgeſetzt iſt. Lootſenweſen und Betonnung 
der Jade 14,414 Thlr. Der Wußſch Harkorts, auf der Inſel Sylt eine 
Lootſenſtation zu errichten, wird hom B.⸗K Jachmann dahin beantwor⸗ 
tet, daß dies nicht Aufabe der Bundesverwaltung ſei. Es folgen hierauf 
die einmaligen Ausgaben. Zur Fortſetzung der Hafenbauten an der Jide 
2,000,000 Thlr. — Abg. Harkört entwickelt die Nothwendigkeit einer 

lößeren Zahl von Häfen und weiſt dabei auf den früheren Plan eines 
Hafens im Jasmunder Bodden hin. Von Memel bis Kiel ſei kein Hafen, 
in welchen die Flotte einlaufen könne. Auch der Hafen an der Jade ſei 
nicht tief genug, um das Panzerſchiff „König Wilhelm“, das einen Tief⸗ 
gang von 25%, Fuß habe, aufzugehmen. Was die Verbindung zwiſchen 
Nord⸗ und Oſtſee betreffe, jo ſei vor dem Kanal aus dem Kieler Hefen 
ein Kanal von Flensburg nach Sylt ins Auge zu faſſen, derſelbe werde 
kürzere Zeit in Auſpruch nehmen und bedeutend billiger fein. — Abg. 
v. Moltke: Es wäre gewiß ſehr wünſchenswerth, daß wir noch mehr 
* hatten, es iſt auch danach gefucht worden; ich will aber doch bemer⸗ 
en, daß der Hafen im Jasmunder Bodden inkl. der Feſtungswerke auf 
einige dreißig Millionen zu ſtehen kommt, ich glaube im Gegenthe l, daß 
wir zu lange nach Häfen geſucht und Befeſtigungen projektirt haben, die 
ſo koſtſpielig ſiud, daß für die Flotte, die fie ſchützen ſollen 5 übrig 
bleibt. In Bezug auf den Kaual möchte ich eine thatſächliche ttheilung 
machen. Ich zweifle nicht, daß der ſogenannte Königshafen ganz gut 
fein mag, obwohl die Einfahrt eine ſchwierige iſt, es fehlt aber die Ver⸗ 
bindung des Romde nach dem Kontinent, und es müßte ein außerordentlich 
koſtſpieliger Bau vorgenommen werden, um dieſe Verbindung herzuſtellen, 
denn Ebbe und Fluth gehen täglich 4 Mal üder die Watten weg. Was 
den Kanal von Fleusburg betrifft, ſo iſt mir die eigenthümliche Geſtal⸗ 
tung des Terrains ebenfalls aufgefallen, als wir im Jahre 1864 in Schlee- 
wig ſtanden, und ich habe daſſelbe näher unterſucht. Der Höhenrücken der 
Halbinſel zieht ganz nahe an der Oſiküſte hin und fällt fteil zum Flens⸗ 
burger Hafen ab. Von der Flensburger Bucht aus ſteigt ein Thal auf- 
wärts, und in der Entfernung von nur 1500 Schritt liegen ſchon die 
Quellen der nach der Nordſee abfließenden Bäche. Es liegt alſo nahe, zu 
vermuthen, daß hier in der allergü e ſtigſten Richtung für die Schifffahrt 
ein Kanal herzuſtellen ſein könnte. Ich habe dieſe Höhen in zwei Rich⸗ 
tungen nivelliren laſſen und zwar durch einen zuverläſſigen Jugenieur 
Geographen, es ergab ſich aber, daß die Höhe an der niedrigſten Stelle 
121 Fuß beträgt. Ich muß dabei bemerken, daß auf der Höhe ein Waſſer 
zur Speiſung eines Kanals nicht vorhanden iſt. Außerdem würde ein 
Kanal, mit Schleuſen gebaut, wieder die Schifffahrt hemmen. Sie müſſen 
ſich alſo einen Graben vorſtellen, der 120 — 132 Fuß Tiefe und oben 600 
Fuß breit fein würde. Einen ſelchen Graben auch nur auf die Entfernung 
von ein paar Tauſend Schritt zu führen, würde koſtſpielig, aber möglich 
ſein, das Schlimmſte iſt nur, daß das Terrain von der Höhe nach der 
Nordſee hin ſich ſo allmäligt abflacht, daß auf eine Eutfernung von nur 
2 Meilen der Kanal immer noch eine Tiefe von 123 Fuß haben müßte. 
Dieſer Kanal würde daher viel theurer werden, als der andere auf 30 Mil⸗ 
lionen veranſchlagte, der noch den Vortheil hat, daß er aus dem befeſtigten 
Kieler Hafen nach dem jedenfalls zu be eſtigenden Hafen an der unteren 
Elbe führt. Das Projekt, den Kanal von Flensburg aus zu führen, halte 
ich demnach für unausführbar. 

Bundeskommiſſar Jachmann konſtatirt, daß auch in die großen 
Häfen Englands und Frankreichs die Flotte nicht bei jedem Waſſerſtande 
einlaufen könne. Dies Bedenken gegen den Hafen an der Jade ſei alſo 
nicht ſo gewichtig, und man werde ſich dadurch nicht abhalten laſſen dürfen, 
auch noch tiefer gehende Schiffe zu bauen, als der „König Wilhelm.“ — 
Abg. Harkort wünſcht, daß man bei der noch nicht entſchiedenen Kontro⸗ 
10 über die Zweckmäßigkeit von Panzerſchiffen mit dem Bau derſelben 
vorſichtig ſei, und unterzieht einen Theil der Flotte einer verurtheilenden 
Kritik, gegen die ſie der Bundeskommiſſar Jachmann vertheidigt. Derſelbe 
beantwortet die Frage Tweſtens, welche Bauten für das nächſte Jahr in 
Ausſicht genommen ſeien, dahin, daß man mit dem Bau eine Panzer⸗Kor⸗ 
vette („Hanſa“) und einer Glattdeckkorvette („Ariadne“) vorgehen werde. 
Ob man außerdem ein großes Janzerſchiff in Angriff nehmen werde, un 
terliege noch der Berathung. Auch dieſe Poſition 410 hierauf mit großer 
Majorität genehmigt. — Der Reſt der noch übrigen Etatsberathung wird 
faſt ohne Bemerkung erledigt, und die Poſitionen gewiſſermaßen en bloe 
bewilligt. 8 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc hat im Anſchluß an den Etat eine Reſolu⸗ 
tion beantragt, die dahin geht, den Bundeskanzler aufzufordern, die Koſten 
des auswärtigen Minifteriums in Preußen für das Jayr 1870 auf den 
Etat des norddeutſchen Bundes zu Übernehmen. — Der Antragſteller moti⸗ 
virt dieſelbe durch die Pflicht des Bundes, die gemeinſamen Koſten gemein- 
ſam zu tragen. Die preußiſchen Geſandten ſeien zugleich Bundesgeſandte 
und hätten als ſolche einen — wenn auch nur ideellen — klagbaren An⸗ 
ſpruch an die Bundeskaſſe. — Der Antrag des Grafen Bet huſy wird mit 
großer Majorität angenommen. — Es folgt darauf die 1, und 2. Bera- 
thung über den Geſetzentwurf, betreffend die Rechnungsreviſionsbehörde des 
norddeutſchen Bundes. — Abg. Tweſten beantragt: 1) die Ueberſchriſt des 
Geſetzes dahin zu faſſen: Geſetz, betreffend die Kontrole des Bundeshaus⸗ 
halts für die Jahre 1867 bis 1869; 2) im 8. 1 ſtatt der Worte „bis auf 
weitere geſetzliche Beſtimmung“ zu ſetzen: für die Jahre 1867, 1868 und 
1869; 3) dem $. 5 zuzufügen: Dieſe Inſtruktion wird dem Reichstage bei 
deſſen nächſtem Zuſammentritt mitgetheilt. — Das Geſetz wird unter d m 
Titel „Geſetz, betr. die Kontrole des Bundeshaushalts für die Jahre 1867 
bis 1869“ mit allen Tweſten' ſchen Abänderungen genehmigt. — Es folgt 
die Diekuffion über den von den Abgg. Lasker und Miquel eingebrach⸗ 


* 


ten Geſetzentwurf, betr. den Betrieb der ſtehenden Gewerbe. — §. 1. Das 
den Zünften zuſtehende Recht, Andere vom Betriebe eines Gewerbes aus⸗ 
zuſchließen, iſt aufgehoben. $. 2. Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen, 
Zwangs- und Bannrechte und alle anderen, als die im $. 1 erwähnten 
Verbietungsrechte, ſo wie die anderen, als ſtaatlichen Berechtigungen, Kon⸗ 
zeſſtonen zu ertheilen, ferner alle Abgaben, welche für den Betrieb eines 
Gewerbes entrichtet werden, mit Ausſchluß der ſtaatlichen Gewerbeſteuer 
und die Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzuerlegen, bören am 1. 
Januar 1870 auf. Neue Befugniſſe dieſer Art, ſowie neue Realgewerbe⸗ 
berechtigungen können nach dem Erlaß dieſes Geſetzes weder durch Berlei- 
hung, noch durch Verjährung oder Vertrag begründet werden. Die Beſtim⸗ 
mung darüber, ob und in welchem Umfange die in Wegfall kommenden 
Befugniſſe zu entſchädigen ſeien, bleibt den einzelnen Staaten überlaffen. 
§. 3. Für den Betrieb eines Gewerbes iſt ein Befäyigungs⸗Nachweis nicht 
mehr erforderlich. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bis auf Weiteres keine 
Anwendung auf den Gewerbetrieb der Aerzte, Apotbeker, Hebammen, Ad» 
vokaten, Notare, Seeſchiffer und Lootſen. §. 4. Die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbebetried und die Ausdeh⸗ 
nung deſſelben hört auf. Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, 
jo wie deſſelben Gewerbes in mehreren Betriebs oder Verkaufsſtätten ift 
geſtattet. 8. 5. Jeder Gewerbetreibende darf hinfort Geſellen, Gebülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter in jeder Art und beliebigen Zahl halten. G ſellen 
und Gehülfen ſind in der Wahl ihrer Meiſter oder Arbeitgeber unbe⸗ 
ſchräukt. In Betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehülfen und Lehr⸗ 
linge anzunebmen, verbleiben die Landesgeſetze in Kraſt. 

Amendements: des Abg. Grafen Kleift: „Statt des Laskerſchen 
Geſetzentwurfs die von der Regierung vorgelegte Gewerbeordnung die be⸗ 
kanntlich ca. 200 Paragraphen entpält) anzunehmen“; der beiden Abgg. 
Wiggers: im 8. 1 den Zünften hinzuzufügen: „und den kaufmänniſchen 
Korporationen; Dr. Friedenthal und Stumm: dem $. 3 hinzuzufügen: 
„Soweit die Landesgeſetze den ſelbſtſtändigen Betrieb des Maurer- und 
Zimmer⸗Handwerks von dem Nachweiſe der Qualifikation abhängig machen, 
behält es bis auf Weiteres dabei fein Bewenden“; Braun (Wiesbaden): 
1) zu 5. 3 hinzuzufügen: So weit in Betreff der Schiffer und Lootſen 
auf Strömen in Folge von Staatsverträgen beſonde e Anordnungen ge⸗ 
troffen ſind, bebält es dabei ſein Bewenden; 2) zwiſchen den §. 5 und 
$. 6 folgenden Paragraphen einzuſchalten: Der Betrieb eines Gewerbes, 
zu deſſen Beginn nach Maßgabe der beſtehenden Landesgeſetze eine polizei⸗ 
liche Genehmigung nicht erforderlich iſt, kann fortan nur im Wege der 
Bundesgeſetzgebung von einer ſolchen Genehmigung aohängig gemacht wer⸗ 
den. 3) den §. 6 wie folgt zu faſſen: Das gegenwärtige Geſetz fiudet 
keine Anwendung auf die Beſtimmungen der Landesgeſetze: 1) u. ſ. w bis 
Nr. 5 wie in den Anträgen der Kommiſſion, 6) über den Betrieb öffent 
licher Fähren, 7) wie in den Anträgen der Kommiſſion; Schulze und 
Waldeck: dem 8. 5 des Entwurſs folgende Faſſung zu geben: Alle 
Verbote und Strafbeſtimmungen gegen Arbeitgeber oder Arbeiter ſämmt⸗ 
licher Gewerbszweige, — mit Ausnahme der Seeſchifffahrt und des Geſinde⸗ 
dienſtes, einſchließlich „doch der Landwirtbſchafſt, des Berg und Hütten⸗ 
betriebs, der Stromſchifffahrt, des Tag lohndienſtes, wegen Verabredungen 
und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Ar⸗ 
beitsbedingungen, insbeſondere mittelſt Einſtellung der Arbeit oder Ent⸗ 
laſſung der Arbeiter, werden aufgehoben Jedem Theilnehmer ſteht der 
Mucktritt von ſolchen Vereini Agi und Verabredungen frei und es findet 
aus letzteren weder Klage noh nrede ſtatt. Jeder Gewerbtreibende und 
Arbeitgeber darf hinfort Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder 
Art und in beliebiger Zahl halten. Geſellen ſind in der Wahl ihrer 
Meiſter und Arbeitgeber unbeſchränkt. Hierdurch werden jedoch die wegen 
Beſchränkung und Ueberwachung der Beſchäftigung von Kindern in den 
Fabriken e gangenen Geſetze nicht berührt Eben jo verbleiben die Landes ⸗ 
geſetze in Betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehülfen und Lehrlinge 
anzunehmen, in Kraft. 

Präſident Delbrück: Die Regierungen mußten zunächſt von der 
Thatſache ausgehen, daß es bei der vorgerückten Zeit der Seſſion nicht 
moglich fein werde, den von Seiten der Regierung vorgelegten Entwurf 
einer Gewerbeordnung zum Abſchluß zu bringen. Es kamen deshalb zwei 
Fragen in Betracht: Iſt die Materie ſo dringlicher Natur, um durch ein 
proviſoriſches oder Notbgeſetz erledigt zu werden? und 2) Bietet das vor⸗ 
gelegte Geſetz eine annehmbare Form für die Erledigung der Frage? Die 
erſte Anregung zur neuen Gewerbeordnung iſt aus dem Schooße des Bun⸗ 
desratos hervorgegangen durch einen Antrag der ſächſiſchen Regierung bei 
Gelegenheit des Freizügigkeitsgeſetzes. Bei Berathung dieſes Geſetzes aber 
beſchloß das Haus, den Bundeskanzler aufzufordern, dem nächſten Reichs⸗ 
tage eine auf dem Prinzip der Gewerbefreibeit beruhende Gewerbeordnung 
vorzulegen. Es iſt zweifellos, daß man hierbei zunächſt an die Gewerbe 
gedacht hat, bei denen es zum Beginn des Gewerbes eines Befähigungs⸗ 
nachweiſes bedarf. Hierauf beſchränkt ſich denn auch der vorliegende Ent⸗ 
wurf. Die Regierungen können es nun nicht verneinen, daß es in hohem 
Grade wünſchenswerth iſt, die Materie wenigſtens nach dieſer Seite hin 
zum Abſchluß zu bringen, haben aber noch nicht die Frage beantwortet, ob 
der vorliegende Entwurf dazu geeignet iſt. Es läßt ſich nicht leugnen, daß 
bei den verſchiedenartigen Beſtimmungen im Bundesgebiete über dieſe 
Materie ſehr ſchwierig iſt, die Sache durch ein ſo kurzes Geſetz zu erledigen. 
Eine beſtimmte Erklärung darüber abzugeben, bin ich beute noch nicht im 
Stande, zumal der Antrag erſt 8 Tage lang bekannt iſt. Es iſt anzuer⸗ 
kennen, daß der Geſetzentwurf im Ganzen die Prinzipien der Regierungs- 
vorlage wiedergiebt; in einigen Einzelbeiten geht er weiter: ich lege aber 
kein großes Gewicht darauf. Die Amendements Stumm und Braun ent⸗ 
halten weſentliche Verbeſſerungen, deren Annahme würde alſo die Zuſtim⸗ 
mung des Bundesraths nicht erſchweren. Was nun aber den § 2 des 
Lasker'ſchen Geſetzes betrifft (die Aufhebung der Zwangs- und Bannrechte), 
ſo kann ich ſchon jetzt beſtimmt ausſprechen, daß die verbündeten Regierun⸗ 
gen Bedenken tragen, demſelben zuzuſtimmen. Es empfieblt ſich nicht, in 
einem Bundesgeſetz dergleichen allgemeine Grundſaätze aus zuſprechen, die erſt 
konkret werden koͤunen durch ſpezielle Landesgeſetze, wobei wir gar keine 
Garantie haben, daß die Faktoren der Landesgeſetzgebungen ſich auch über 
die Ausführung verſtändigen werden. Es berühren dieſe Beſtimmungen 
außerdem Verhältuiſſe, deren Umfang ſich zur Zeit gar nicht überſeben 
läßt. Die Annahme dieſes Paragraphen würde es den Regierungen zur 
Unmöglichkeit machen, dem Geſetze event. zuzuſtimmen. Die General- 
debatte wird geſchloſſen. 


Abg. Lasker erklärt, daß er den beſtimmten Erklärungen des Bun⸗ 
desraths gegenüber in feinem und des Abg. Miquel Namen den 8. 2 zur 
rückziehe. — Der Antrag des Abg. Graf Kleiſt auf Zurückweiſung des An⸗ 
trages in die Kommiſſion wird abgelehnt (dagegen ſtimmen auch die Frei⸗ 
konſervativen) und wird ſofort in die Spezialdiskuſſion eingetreten. — 
Abg. Wiggers (Berlin) befürwortet fein Amendement zu §. 1 aus be⸗ 
ſonderer Rüdfiht auf Mecklenburg. — Der 8. 1 wird mit dem Amende⸗ 
ment Wiggers angenommen, 8. 2 für den nur einige Abgeordnete der 
äußerſten Rechten (Denzin u. A.) unter großer Heiterkeit des Hauſes ſtim⸗ 
men, wird abgelehnt. Zu 8. 3 wird das Amendement Friedenthal und 
Stumm abgelehnt und 8. 3 mit dem Amendement Braun angenommen; 
desgleichen $. 4 ohne Debatte. Zu 8. 5 begründet Schulze ſeinen Autrag 
auf Gewährung der Koalitionsfreiheit. 

Abg. v. Schweitzer bittet um das Wort. Präſident: Ein Schluß ⸗ 
antrag iſt eingegangen. v. Schweitzer bittet um das Wort gegen den 
Schluß. Präſident: Dies ift nach der Geſchäftsordnung nicht zuläſſig. 
— Der Schluß wird angenommen. — Das Amendement Schulze wird 
abgelehnt; dafür nur die Fortſchrittspartei, die freie Bereinigung, die Polen, 
die Abgg. v. Schweitzer, Reincke und Graf Solms-Laubach. F. 5 wird 


Mm 


ſodann angenommen, 8. 6 mit dem Amendement Braun desgl. — Ein 
Amendement des Grafen Kleiſt, der die Beſtimmungen über Koalitionen 
aus dem Regierungsentwurf als 8. 7 wiederholt, wird vom Abgeordneten 
Schweitzer: 
Es iſt mir heute zweimal unmöglich gemacht worden, über die ſo wichtige 
Koalitionsfreiheit das Wort zu ergreifen, weil zweimal ein Schlußantrag 
geſtellt und angenommen wurde, nachdem erſt ein Redner in der Debatte 
Im Namen meiner Wähler proteſtire ich gegen dies Ver⸗ 
ahren und kann eine ſolche Art der Geſchäftsbehandlung unmöglich als 
Präſident (unterbrechend): 
Ich rufe den Abg. v. Schweitzer für tiefe überaus ungebührliche Aeußerung 
ur Ordnung. Abg. v. Schweitzer (dazwiſchen rufend): Ich mußte dieſen 
roteſt einlegen im Namen meiner Wähler! Präſi dent: Sie haben zu 
i Es ſteht Jynen 
in keiner Weiſe zu, Kritik zu üben über ein Urtheil dieſes Hauſes, nach⸗ 
dem ein Beſchluß deſſelben einmal gefaßt iſt, und eben ſo wenig Proteſt 
dagegen einzulegen im Namen Ihrer Wähler. Darum habe ich Sie zur 


v. Blanckenburg befürwortet, jedoch abgelehnt. — Abg. v 


a er hatte. 


eine ernſthafte auffaſſen (Unruhe im Hauſe). 
chweigen, wenn ich ſpreche, aber nicht zu widerſprechen. 


Ordnung gerufen. 

Nächſte Sitzung Donnerſtag 9 Uhr. (T.⸗O.: 3 Jnterpellationen, 
Braumalzgeſetze, Bundesbeamtengeſetz, Antrag v. Hagke.) 

Von der Elbe, Mitte Juni. Wir fragen uns bei 
jeder wichtigen Angelegenheit, wer dieſe vertheidige; wer fie an- 
feinde. Denn eine Sache iſt doch offenbar nur bedeutungsvoll, 
wenn ihre Anhänger ſich als Männer von Ernſt darſtellen. Bei 
ſolchem Ausgangspunkte müfjen wir der Idee eines Südbunds 
jede Ausſicht abſprechen. Der äußerſte Radikalismus, der gröbſte 
Ultramontanismus, der verzwickteſte Abſolutismus bieten einander 
die Hand, um einen Südbund zu empfeblen, der, wenn er eine 
Schweizer Republik ſchaffen ſoll, ebenſowenig dem baleriſchen 
Pfaffenthum, als der welfiſchen Reſtauration zuſagen kann. Zudem 
heriſcht in dieſen drei Sektlonen einer Koalition nur ein Eini- 
gungspunkt, dle Feindſchaft gegen Preußen. 
um welchen es ſich handelt. Die Feinde der nationalen Politik, 
die ſich zu ihrem großen Verdruß einftweilen im norddeutſchen 
Bunde thatſächlich verkörpert hat, wollen kein Geſammideulſchland, 
ſondern eine Verewigung der Mainlinie, denn daß fie Preußen 
zerbröckeln, vernichten, republikaniſtren köanten, fällt ihnen nicht 
ein. Ihr Südbund iſt eine große bewußte Lüge. Was fie darüber 
ſchreiben, iſt pure Demagogie. Dieſe mag auf den ungebildeten 
Baier, auf den beſchränkten Schwaben ihren Eindruck vielleicht 
nicht verfehlen, allein fie hemmt nur augenblicklich, ſie ſchafft 
nichts. „Der Südbund (erzählt uns Herr Adam Trabert) wäre 
der Anfang, die nationale Frage ihres europätſchen Charakters 
wieder zu entkleiren, vorausgeſetzt nur, daß er ſtark genug 
würde, zwiſchen Preußen und Oeſterreich wieder zu vermitteln.“ 
Ja, ja „vorausgeſetzt, daß“. ... Baden und Darnmſtadt treten 
nicht in den Südbund, Baden und Würtemberg würden, wenn 
fie die Schutz- und Trutzbündniſſe zerriſſen, wenn ſie aus dem Zoll- 
verein wleder austräten, wenn fie ihr Militär entlichen, (denn 
alle diefe Anforderungen ſtellen die Herren Freſe, Meyer, vom 
Beobachter und Konſocten) gewiſſermaßen ein ohnmächtiges Bruch- 
ſtück Deutſchlands darſtellen, welches im Auslande verſpottet, bei 
gänzlicher Verarmung durch Einſperrung in eine enge Zolllinie, 
deſſen angenehme Beute würde. Gerade darin, daß die Wieder- 
geburt Deutſchlands einen europälſchen Charakter angenommen hat, 
liegt die Bürgſchaft einer großen Zukunft. Ein deutſches Reich 
inmitten Europas, das fi gegen ausländiſche Angriffe zu wehren 
im Stande if, das an der Spitze der Cwiliſatlon ſich zu ſtellen 
tauſendfache Berechtlgung aufwelſen kann, eine geſchloſſene Elnheit 
unſeres deutſchen Volks muß allerdings — ſo will es die Welt- 
geſchichte — einen europätſchen Charakter tragen: der ſich davor 
fürchtet, bleibe zu Haufe oder ſchrelbe gegen die Tabacksſteuer. Die 
baleriſche Verdummung, welcher der poſſenreißeriſ e „Volksbote“ 
Münchens huldigt, und der ſchwäblſche Partikulartemus — fie baben 
Recht den Südbund zu predigen, wir verargen es ihnen nicht, daß 
fie ſich verbinden, um die ihnen allen zum Aergerniß gerelchende 
Einigung des deutſchen Volkes unter ſtarker Hand, welches dem 
ganzen Auslande Reſpekt einflößt, zu ſtören. Allein fie gleichen 
doch nur den in Fröſchen verwandelten Bauern, von denen Ovid 
ſingt: „Quacken ſie auch in dem Quark, in dem Quark noch 
quackend fie keifen.“ 

Stuttgart, 17. Juni. Der „Staatanzelger“ ſpricht ſich 
gegen das vom „Beobachter“ aufgeſtellte Programm aus, welches 
die Bildung einer ſüddeutſchen Republik erſteebe. — In der letzten 
Nacht brannte in Ludwigsburg das Laboratorium des Arſenals 
gänzlich nieder. 

; — Der König wird der Einladung zur Einweihung des Lu- 
therdenkmals in Worms folgen. — Bet dem Brande des Labora- 
toriums find ſämmtliche Utenſillen, Modelle und Akten ein Raub 
der Flammen geworden. Der Schaden iſt ſehr bedeutend. 

a Ausland. 

Wien, 15. Juni. Im Minifterrathe beſchäftigt man ſich 
augenblicklich mit der Aufſuchung einer Form, in welcher die Grund- 
geſetze und das interkonfeſſionelle Geſetz, in deren Anwendung auf 
die entgegenſtehenden Uſanten in Betreff der „Sonntags helligung“, 
mit den Forderungen der öffentlichen Meinung in Einklang ge- 
bracht werden ſollen. Die Uazahl von Normatatzen wurde längft 
ſchon von allen Gemwerbetreibenden, zumal von den Inhabern von 
Vergnügungs⸗ und Z7iſtreuungsorten ſehr ſchwer empfunden, und 
haben die Remonſtratlonen in dleſer Richtung ſelbſtverſtändlich in 
der neuen Aera eher zu- als abgenommen. 
der Felertage nicht in die Kompetenz der weltlichen Behörden ger 
hort und überhaupt nicht Sache der Erekutive fein kann, jo ſcheint 
man dieſe Angelegenheit derart regeln zu wollen, daß die jugr- 
nannten „geſpertten“ Tage, von ihrer gegenwärtigen Anzahl — 
15 oder 20 — wenn id nicht irre, inſoweit reduzirt werden, daß 
für die Mehrzahl derſelben die Theater werden geöffnet ſein dür⸗ 
fen und die Abhaltung von Mufilvergnügungen an öffentlichen 
Orten wird geſtattet werden. Wle man hört, fol auch die Char- 
woche in dieſer Welſe auf die Hälfte reruztet werden. 

Wien, 17. Junl. Das Unterhaus nahm in ſeiner heutl⸗ 
gen Sitzung den Geſetzentwurf betreffs der Erhöhung der dlrekten 
Steuern nach dem Antrage der Regterung, ſowie einen Zufap-Ar- 
tifel an, wonach das die Branntwelnſteuet modifizicende Geſetz ſchon 
mit dem 1. Auguſt d. J. in Wirfjamfett tritt. Sodann wurden 
die Geſetzentwücfe bezüglich der Abänderung der Beſtimmungen über 
den Steuerkredit auf Branntwein, Bier und Zucker, fowte die Aus- 
gabe von neuen Schuldtltels an Stelle der zur Rückzahlung ge⸗ 
langenden Schuldtitel der bisherigen Staatsſchuld genehmigt. 


— herren baus. Der Geſetzentwurf, betreffend die Eiſenbah⸗ 


wurde mit dem von der Regierung bekämpften Amendement 


nen, wonach Eiſenbahngeſelſchaſten im Salle Seitens der 


angenommen, 
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Dieſer Punkt iſt es, 


Da tie Abſchaffung 


Regierung vorgenommener Tarifherabſetzungen nach den Beſtim⸗ 
mungen der bürgerlichen Geſetzbücher entſchädigt werden müſſen. 
Das Geſetz, betreffend die Beſtemmungen zum Schutze gegen die 
Rinderpeſt wurde ebenfalls angenommen. 

Paris, 15. Juni. Man meldet heute aus Fontalnebleau, 
daß in dem Befinden des Kalſers eine merlliche Beſſerung einge- 
treten iſt. Die Aerzte halten es nicht für unmöglich, daß Se. 
Maj. noch im Laufe der Woche in der Lage ſein werde, ſich, wie 
dies zur Verhütung beunrubigender Gerüchte gewünſcht wird, zu 
einem Miniſterrath nach Paris zu begeben; im Uebrigen aber be- 
darf der Kaiſer der Erholung und Ruhe jo dringend, daß die üb⸗ 
lichen Einladungen an die Kalſerliche Familie und das diplomatiſche 
Korps definitiv aufgegeben find. 

Paris, 17. Junl. Ia geſetzgebenden Körper wurde heute 
der Budgetbericht ausgegeben. Das Haus genehmigte darauf den 
Getzentwurf, betreffend die Ausdehnung des überſeeſſchen Poſtdien⸗ 
ſtes auf Indien und Japan, mit 191 gegen 2 Stimmen. — Der 
Kalſer präfidiste heute einem Minifterfonjeil in den Tullerieen und 
kehrte Abends nach Fontainebleau zurück. 

— Der „Abend-⸗Montiteur“ meldet, daß der Kaiſer und die 
Kaiſerin dem Kaijer Alexander von Rußland auf telegraphiſchem 
Wege ihre theilnahmvollen Glückwünſche zum Jahrestage der Ret- 
tung aus Lebensgefahr anläßlich des Attentats von Bertzowskl aus- 
geſprochen haben. Der Katjer von Rußland babe ſich dem fran- 
zöſiſchen Botſchafter in St. Petersburg gegenüber ausgeſprochen, 
wie hoch er diefen Schritt zu ſchätzen wiſſe. — Der „Conftitution- 
nel“ nimmt von der Rede des Generals Moltke im norddeutſchen 
Reichstage Anlaß darzulegen, daß die „übertriebenen Rüſtungen“ 
mit den ausgeſprochenen Friedenswünſchen im Widerſpruch ſtänden. 
— Der ſerbiſche diplomatiſche Agent Riſtle iſt aus Wien Hier rin- 
getroffen. 

Florenz, 17. Junl. Die Deputirtenfommer nahm in ihrer 
heutigen Sitzung mit 160 gegen 57 Stimmen die Geſetzvorlage, 
betreffend die Erhöhung der direkten Steuern um eln Zehntel an. 

London, 15. Juni. Das bie und da verbreitete Gerücht, 
daß mit Schluß der Seſſion auch ſofort die Auflöſung des Hauſes 
ſtatthaben werde, iſt falſch. Es wird zuerſt wie gewöhnlich eine 
Vertagung und wahrſcheinlich in der dritten Woche des Juli ein- 
treten. Sechs oder ſteben Wochen ſpäter, ungefähr um die Mitte 
November, wird die Auflöſung vollzogen. In Parlamentskeeiſen 
ſpricht man noch immer einerjeits von einer wahrſcheinlichen kurzen 
Seſllon des neuen Parlaments von etwa 14 Tagen vor Weth⸗ 
nachten, andererſeits ſteht man einer Zuſammenberufung des neuen 
Parlaments nicht eher als um die übliche Zeit im Anfang Februar 
entgegen. — Ueber den wahiſchelnlichen Stand der Parteien in 
dem neuen Hauſe gewähren die durch die neue Reformakte begrün- 
deten Veränderungen ſchon einige Anhaltspunkte. Fünf Plätze 
haben das Wahlrecht wegen grober Beſtechung verloren, wodurch 
die liberale Partei 5 Sitze ktingebüßt hat. Durch die englijche 
Reformbill find 48 Burgflecken, welche früher je 2 Mitglieder ins 
Unterhaus entſandten, je eins entzogen worden. Sodann erhält 


Scholtland von England einen Zuwachs von 7 Vertretern. Es 
verſchwinden demgemäß 60 Sitze aus dem neuen Unterbaufe. Die 


Platze, wo der Ausfall von Konſervallven und Liberalen ſich aus⸗ 
gleicht, der Verluſt alſo beiderſelts gleich iſt, abgerechnet, büßen die 
Konſervativen von jener Zahl 21 Sitze gegen die 17 der Li- 
beralen ein. Aus den neu krelrten Wahlbezieken rechnet man Zu- 
wachs für die Tories 7, für die Liberalen 29, ſo daß die Chancen 
der letzteren alſo 33 gegen 7 in England und Wales wären, mit 
Ausſchluß des Gewiane, der der liberalen Partei aus der Aus- 
dehnung des Wahlrechts in den Städten und auf dem Lande er- 
wachſen dürfte. Von den Schottland zugetheilten 7 neuen Sitzen, 
glaubt man, werden den Liberalen 5, den Tories 2 zufallen. Das 
machte aljo einen Gewinn von 25 Stimmen (welche bei einer Ab- 
ſtimmung einen Unteiſchied von 50 ausmachen), ohne den zu er- 
wartenden Zuwachs aus den alten Wablbezirken. 

— „Timce“ und „Daily News" begrüßen mit ganz befonderer 
Befriedigung die Ernennung Reverdy Johnſons zum diplomatiſchen 
Vertreter der Vereinigten Staaten am Hofe von St. James, welche 
mit allgemeinem Beifalle in feinem eigenen Lande wie dieſſelts des 
Oceans aufgenommen worden ſel. Die einſtimmige Beſtätigung 
ſeiner Ernennung von Seiten des Präſidenten als Geſandten für 
Großbritannien durch den Senat jet unter den beſonderen Um- 
ſtänden eine ausnabmöwelfe Beglaubigung für ihn. In Bezug 
auf den Punkt des Alters (Mr. Zohnfon iſt 72 Jahre alt) tröſtet 
ſich die „Dally News“ damit, daß England Premierminifter und 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten von noch viel höherem 
Alter gehabt habe. 

Waſhington, 6. Juni. Im Senate wurde die Bill 
angenommen, welche die von der Regierung abgeſchloſſenen Kon— 
trakte, in denen ausdrücklich Goldzablung flipalirt iſt, legallſürt. — 
Der Kongreß ernannte eine Kommiſſiog, um die Amendements zur 
Arkanſas-Bill (welche die Bedingungen des MWiederrinteitts von 


Arkanſas in die Union enthält) zuſammenzuſtellen. — Der Finanz- 


mlulſter Mac Culloch hat verboten, daß die Panzerſchiffe „Onecota“ 
und „Katawha“, die zum Verkauf an Peru beſtimmt waren, den 
H fen voa New-Orleans verlaſſen dürfen. — Man meldet, daß in 
St. Albans eine Zuſammenroltung von Bentern ſtattſinde. 
Shanghai, 21. Mal. Hier if die Nachtlicht eingegangen, 
daß ſich die Rebellen von der Stadt Tien⸗-iſiag (am Pal⸗Ho, welche 
fie belagert hatten) zurückgezogen haben. 
Pommern. 
Stettin, 19. Junl. Bekanntlich wurde eine Petition von 
Bewohnern der Neuſtadt, bei der Milttäſ behörde dahin zu wirken, 
daß der beabſichtigte Neubau einer Kaſerne auf dem Fundamente 
des Arſenals aufgegeben werde, höhtren Orts ablehnend beſchleden. 
Später ſtellte ein hleſiges Blatt dennoch in Ausſicht, daß an der 
betreffenden Stelle anftatt der Kaſerne ein ſtattliches Gebäude für 
das General-Kommando aufgeführt, in demſelben auch Gemächer 
für den Beſuch der Kronprtuzlichen Famille eingerichtet, und der 
hinter der Bauſtelle liegende freie Platz in einen Park verwandelt 
werden würde. Wie man uns mittheilt, iſt indeſſen gar lein 
Grund zu der Annahme vorhanden, daß der Kaſernenbau nicht zur 


Ausführung gebracht würde, vielmehr ſoll es bei der getroffenen 


Beſtimmung definitiv ſeia Bewendeg behalten. 

— Auf dem Schteſplatze bel Kreckow findet am 2. k. Mis. 
von Morgens 7 Uhr ab ein Unterrichtsſchleßen mit gezogenen 
Giſchügen ſtatt. 


— Die Schleßübungen der pommerſchen Artillerte-Brigade 
werden vom 5. Juli bis 4. Auguſt bei Kreckow ſtattfinden. Die 
Truppentheile derſelben, die in Colberg, Stralſund, Swinemünde 
ꝛc. garniſoniren, treffen am 4. Juli in Stettin und Umgegend 
ein; die Stäbe erhalten Quartier in Stettin, die auswärtigen 
Batterien auf den benachbarten Dörfern, die Feſtungskompagnien 
in den Vorſtädten Grünbof und Torney. Außerdem wird die 
Krankenträgerkompagnie des 2. Armeekorps in einer Stärke von 25 
Unteroffizieren und etwa 300 Mann zu einer Uebung vom 1. bis 
16. Jult bier vereinigt; zu derſelben giebt jedes Infanterteregiment 
3 Uateroffiztere und 36 Mann, das Zägerbataillon 1 Oberjäger 
und 12 Mann, das Trainbataillon 2 Offiziere, 6 Unteroffiziere, 
23 Mann und 44 Pferde. 

— In den Tagen vom 13. bis inkl. 17. Junk wurde bier 
an Getreide eingeführt: 696 Wſpl. 12 Scheffel Weizen, 851 
Wſpl. 1 Schffl. Roggen, 520 Wſpl. 8 Schfſl. Gerſte, 138 Wſpl. 
22 Schffl. Hafer, 58 Wſpl. — Schffl. Erbſen, 473 Wſpl. 20 
Schffl. Kartoffeln. 

— In neuerer Zeit iſt bekanntlich wiederholt der Fall vor⸗ 
gekommen, daß Relſende, welche ſich zum Transport von Gegen- 
ſtänden unbekannter Arbeiter bedlenten, von dieſen um ihr Eigen- 
tbum betrogen find. Auch geſtern wurde wiederum ein ſolches 
Subjekt in der Junkerſtraße abgefaßt, welches im Auftrage eines 
auf der Laftadie eingekehrten Neifenden einen, eine Anzahl wollener 
Probehemden enthaltenden Koffer, den er nach dem Gaſthofe 
ſchaffen ſollte, geöffnet und bereits einen Theil des Inhalts zu 
Schleuderpreiſen verfilbert hatte. 

Stargard, 16. Juni. Durch die Entſchloſſenheit und das 
ſchnelle Eingreifen des hieſigen Rendanten S. wurden heute 2 
Frauen verhaftet, welche aus Stettin zum Leinewandsmarkt gekom- 
men, nicht um zu kaufen, ſondern um zu ſtehlen. Die eine der 
Diebinnen nannte ſich Frau Schwartz, berelts aus Berlin ausge- 
wieſen, die andere Schmiebsfrau Schmidt und will Loulſenſtraße 
Ne. 15 in Stettin wohnen. Man fand bel ihnen 12 Paar feine 
Lederbandſchuhe, 1 Paar Pantoffeln und ein Paar Damengama- 
ſchen, natürlich lauter geſtohlenes Gut. 

++ Regenwalde, 16. Juni. Ja der Nacht vom 14. 
zum 15. c. brannten in dem Dorfe Neu-Rabbubn, eine Viertel- 
meile von der Stadt, die Gebäude des Krugbeſigers Will gänzlich 
nieder, Da die Gebäude mit Stroh gedeckt waren, griff das Feuer 
ſo ſchnell um ſich, daß der Will faſt nur das nackte Leben gerettet 
hat. Ein Schwein und elne Kuh find mit verbrannt, ein Pferd 
durch den Brand beſchädigt. Ein junger Menſch, der mit dem 
Will in längerer Feindſchaft lebt, fol der Brand ſlifter fein. Der- 
ſelbe hat ſich durch rachſüchtige Acußerungen verdächlig gemacht, 
auch iſt er am ſpäten Abend in der Nähe des Will'ſchen Grund- 
ſtücks gefehen worden. Er iſt ſoglelch zur Haft gebracht. Die 
Unterſuchung wird ergeben, ob ſich der dringende Verdacht beſtä⸗ 
tigen wird. 

Demmin, 16. Juni. Das hleſige Progymnaſtum wird 
in ein vollständiges Gymnaſtum verwandelt werden. Die Stadt 
bringt zu dieſem Behuf zwar wleder große Opfer, aber es liegt 
die Hoffnung nahe, daß die Eltern in der Umgegend ihre Kinder 
nun doch eber in das benachbarte Demmin, als in eine entfernte 
Stadt auf das Gymnaſtum ſchicken werden. 

Grimmen, 15. Junl. Am 13. d. M. Mittags, brannte 
das Wobabaus des Muſtkers Gottſchalk zu Horſt und am 15. d. 
Mts., früh 2 Uhr, brannten zu Neu- Zarrendorf die Wobnhäuſer 
der Buͤdner Detlof, Helden, Wegner und der Witlwe Glaſer ab. 


Vörſen⸗Werichte. 

Stectiu. 18. Juni Witterung: leicht bewölkt, windig. Temperatur 

18° N. Wind NW. 

Weizen ſteigend bezahlt, per 2125 Pfd. loco gelber 90—98 3% 
bez., bunter poln. 88 — 93 9%, ungariſcher geringer 63—73 , beſſere 
Sorten 7479 , feiner 81—86 , bez, 83 —Söpfd. gelber Juni 93%, 
95, 94½ Re bez, Juni-Juli 88%, % Gd., Juli⸗Auguſt 84% 9% bez. 
u. Gd., Septbr.⸗Oktober 78 % be. u. Gd. 

Roggen höher bezahlt, etwas matter, pr. 2000 Pfd. loco geringer 
53-58 . bez., 79—81lpfd. 59—61Y, „ bez., feiner 82 —8gpfd. 63, 
64½% 94 bez., Juni 591, 1% % . bez., 59 Gb., Juni-Juli 57, 57½, 
2, 57 Ag bez., Juli⸗Auguſt 53, 54 % bez. u. Gd., 54½ Br., Sept. 
Oktober 521,, 53 bez., Br. u. Gd. 

Gerſte unverändert, per 1750 Pfd. loco ſchleſ., ungar, und mähr. 
4543 85 p Pi ſchleſ., ung 0 

Hafer fefter, per 1300 Pfd. loco 35-361, 3% bez., 47 Hopfd. 
Juni 36 ‚94 bez., Juni⸗Juli 35½ 9% bez. 

Wine 9055 Umſatz. fete, 9 

interrübſen etwas feſter, Jali⸗Auguſt 69 ½ bez., Septbr.⸗ 
Oktober 72 ½ 34 bez. , e 

Rübsl matt, loco 91½ 9% Br., Juni 91 9% bez., 95% Br., 
9% Gd., Juni-Juli 9%, 9% Br,. Juli-Auguſt 91, 9% bez. 

Spiritus fefter, loco ohne Faß 18% 9% bez., Kleinigkeiten vom 
Lager 19 K bez., Juni und Juni-Juli 18%, 3, nom., ee 
18½ 94 bez., Auguſt⸗September 1886, ½ 9% bez. u. Br., Septbr.⸗ 
Oktbr. 18 9% Br., 17½ Gd. 

Reaulirungs⸗Preiſe: Weizen 94½, Roggen 59, Hafer 36, 
Rüböl 9, Spiritus 18/7. N 

Berlin, 18. Juni, 1 Uhr 9 Min. Nachmittags. Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 837, bez. Staats⸗Anleihe 4½ 9% 951 bez. Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 136%, bez. Stargard⸗Poſener Eiſenb.⸗Aktien 933, dez. Oeſterr. 
National » Anleihe 55 Gd. Pomm. Pfandbriefe 85%, bez. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn⸗ Aktien 184 ½ bez. Wien 2 Mt. 865, bez. London 3 Mt. 
6. 239% bez. Paris 2 Mt. 81 bez. Hamburg 2 Mt. 150 ½ bez. Med- 
lenburger Eiſenbahn⸗Aktien 72 bez. Oeſterr. Banknoten 87%, bez. Ruſſ. 
Banknoten 832, bez. Amerikaner 6 % 78 ½ bez. 

Weizen Juni 731, Br., 73 Gd. Roggen Juni 54, 531%, bez., Juni⸗ 
Juli 54, 531 bez, Juli⸗Auguſt 52, 51%, bez. Rüböl loco 1011 bez., 
15 97, Br., Septbr.⸗Oktober 971, Is bez. Spiritus loco 19 ½ bez., 
: SU 150 , bez., Juli⸗Auguſt 185 5, / bez., Auguſt⸗September 

1227 ez. 

Breslau, 17. Juni. Spiritus per 8000 Prozent Tr. 17½. Roggen 
Bi Pin. 52 ½, per Herbſt 49. Rüböl per Juni 97,5, pr. Herbſt 9%,, 

ink feſt. 

‚Hamburg, 17. Juni Getreidemarkt. Roggen feſt. Weizen pr. 
Juni 5400 Pfd. netto 149 Bankothaler Br., 148 Gd., pr. Inni⸗Juli 145 
Br., 144 Gd, per Juli-Auguſt 139 Br, 138 Gd. Roggen pr. Juni 
Pfd. Brutto 96 Br., 95 Gd., per Juni-Juli 93 Br., 92 Gd., per Juli⸗ 
Auguſt 92 Br., 91 Gd. Hafer ſtille. Rüböol geſchäftslos, loco 21, pr. 
Jun 21, per Oktober 22. Spiritus höher, 25%. Kaffee verkauft 2500 
Sack Rio loco zu 442 Zink ſehr ſtille. — Sehr ſchönes Wetter. 

Anſterdam, 16. Juni. Getreidemarkt. (Schlußvericht.) Weizen 
ſeſt. Roggen per Juni 212, per Juli 211. Petersburger Roggen loco 
niedriger. Raps per Oktober 64. Rllböl pr. Nov ⸗Dezbr. 34 

London, 17. Juni. Getreidemarkt. (Schlußdericht.) Fremde Zur 
Bm ſeit letztem Montag: Weizen 30,760, Gerſte 2790, Hafer 15,970 

uartere, 

Schwacher Marktbeſuch. Weizen geringes Koyſumgeſchäft zu Preifen 
wie am vergangenen Montag. Gerſte ſehr feſt. Hafer desgleichen zu äußer⸗ 
ſten letzten Preiſ en gehandelt. Leinöl loco Hull 31¾. — Heißes Wetter. 


